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11190 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 2. März 2023 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Transparenzdatenbankgesetz 2012 geändert wird 

Durch den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates soll die einheitliche Kategorisierung der 
Leistungen in Anlehnung an die Klassifikation der Aufgabenbereiche des Staates (Classification of the 
Functions of Government - COFOG) legistisch verankert und die Datenverfügbarkeit durch eine 
Erweiterung des Kreises der Datenquellen der Transparenzdatenbank weiter verbessert werden. Es soll 
außerdem die Möglichkeit geschaffen werden, verwaltungsökonomische Vereinfachungen zur Erfassung 
von Leistungen von Kleingemeinden in der Transparenzdatenbank umzusetzen. Zudem soll anknüpfend 
an die mit dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 155/2022 erfolgte namentliche Veröffentlichung von 
Leistungsempfängern bestimmter COVID-19 Wirtschaftshilfen eine weitere Rechtsgrundlage zur 
personenbezogenen Veröffentlichung von Leistungen im Energiebereich über das Transparenzportal 
geschaffen werden. 
 
Der Finanzausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 14. März 
2023 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Ernest Schwindsackl. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat MMag. Dr. Karl-Arthur Arlamovsky mit 
beratender Stimme an den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
Bei der Abstimmung wurde mehrstimmig beschlossen, gegen den Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben (dafür: V, F, G, dagegen: S). 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Ernest Schwindsackl gewählt. 

Der Finanzausschuss stellt nach Beratung der Vorlage mehrstimmig den Antrag, gegen den vorliegenden 
Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2023 03 14 

 Ernest Schwindsackl Ingo Appé 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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